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Im Zweifelsfalle ist die Höhe des Unterschieds­
betrages beim Rat der Stadt oder des Kreises — 
Abteilung Finanzen — zu erfragen.

8. Für den Umsatz von Produkten, die üblicherweise 
in einem anderen Industriezweig hergestellt, erzeugt 
oder gewonnen und verkauft werden als in dem 
Industriezweig, dem der Zahlungspflichtige ange­
hört (sonstige Produkte), sind die Sätze der Pro­
duktionsabgabe anzuwenden, die für den anderen 
Industriezweig gelten. Der Zahlungspflichtige hat 
diese Sätze bei dem für ihn zuständigen Rat der 
Stadt oder des Kreises — Abteilung Finanzen — zu 
erfragen.

9. Sind Sätze der Produktionsabgabe für den Umsatz 
von sonstigen Produkten im Sinne der Ziff. 8 weder 
in der für einen anderen Industriezweig noch in der 
für den Industriezweig des Zahlungspflichtigen gel­
tenden Tabelle enthalten, so beträgt der Satz der 
Produktionsabgabe

5 vom Hundert deß Industrieabgabepreises.

10. Für den Umsatz von Abfällen und Schrott beträgt 
der Satz der Produktionsabgabe

5 vom Hundert des Entgelts,

soweit nicht in der Tabelle, die für den Industrie­
zweig des Zahlungspflichtigen gilt, ein anderer Satz 
festgesetzt worden ist

11. Die Produktionsabgabe beträgt für folgende Um­
sätze von Produkten

0 vom Hundert des Industrieabgabepreises:

a) für die Abgabe von Produkten an die Arbeiter 
und Angestellten des Zahlungspflichtigen, soweit 
diese Abgabe als Deputate für den eigenen Ver­
brauch der Arbeiter und Angestellten auf Grund 
eines tariflichen oder sonstigen arbeitsrechtlichen 
Anspruchs im Rahmen der vom Ministerium der 
Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesvor­
stand des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes 
festgesetzten Höchstgrenze ohne Bezahlung er­
folgt;

b) für den Versand von Produkten als unbezahlte 
Exportmuster im Rahmen einer Globalgenehmi­
gung auf Grund der Anordnung vom 15. Juli 
1954 über die Verfahrensvorschriften für den 
Kleinstexport von Handelsware und für den 
Versand unbezahlter Exportmuster in das Aus­
land (ZB1. S. 366) und der dazu ergangenen Er­
gänzung vom 20. Oktober 1954 (ZBL S. 533);

c) für die Verwendung von Produkten für Probe- 
und Untersuchungszwecke der Prüfstellen des 
„Deutschen Amtes für Material- und Warenprü­
fung“ oder in deren Auftrag;

d) für die Verwendung von Produkten für Probe-,
Unter such ungs- und Forschungszwecke des
Zahlungspflichtigen, soweit die vom zuständigen 
Ministerium im Einvernehmen mit dem 
Ministerium der Finanzen bestimmten Höchst­
mengen nicht überschritten werden und die Ver­
wendung nachgewiesen wird;

e) für den Verkauf von Werkküchenessen an Be­
legschaftsmitglieder und Gäste oder an andere 
Betriebe oder Betriebsteile ohne' eigene Werk­
küche;

f) für den Verkauf von Grundmitteln des Zah­
lungspflichtigen;

g) für den Verkauf von Betriebszeitungen;

h) für den Verkauf von Produkten in Form der 
Verpflegung durch die Ferienheime des Zah­
lungspflichtigen, soweit der Verkauf von Pro­
dukten. durch einen Pauschalbetrag für den 
Ferienplatz abgegolten ist;

i) für die Abgabe von Produkten in Form der Ver­
pflegung durch Kindergärten, Kindertagesstätten, 
Kindererholungsheime, Kinderkrippen und Kin­
derferienlager.

12. Werden vom Zahlungspflichtigen Produkte her­
gestellt, erzeugt oder gewonnen und ist

a) die Herstellung, Erzeugung oder Gewinnung 
dieser Produkte in dem Industriezweig üblich, 
dem der Zahlungspflichtige angehört,

b) für die Umsätze dieser Produkte ein Satz der 
Produktionsabgabe nicht in der Tabelle für 
diesen Industriezweig festgesetzt,

so hat der Zahlungspflichtige die Festsetzung eines 
vorläufigen Satzes der Produktionsabgabe beim 
Ministerium der Finanzen über die für ihn zu­
ständige Preisbildungsstelle zu beantragen. Die 
Festsetzung wird jeweils bis zum Schluß des 
laufenden Kalenderjahres befristet. Das gleiche gilt, 
wenn Produkte erstmalig in der Deutschen Demo­
kratischen Republik hergestellt, erzeugt oder ge­
wonnen werden (Neuheiten) und die mit den Buch­
staben a und b bezeichneten Voraussetzungen vor­
liegen.

13. Die in der Tabelle und die nach den Ziffern 9 und 
12 festgesetzten Sätze der Produktionsabgabe sind 
auch für die Umsätze von Produkten anzuwenden, 
die als Massenbedarfsgüter im Sinne der Verord­
nung vom 17. Dezember 1953 über die Erhöhung 
und Verbesserung der Produktion von Verbrauchs­
gütern für die Bevölkerung (GBl. S. 1315) und der 
dazu ergangenen preisrechtlichen Vorschriften 
gelten.

14. Zur Förderung der Produktion, der Erweiterung des 
Sortiments und der Verbesserung der Qualität der 
in Ziff. 13 bezeichneten Massenbedarfsgüter sowie 
zur Förderung der Produktion dieser Massen­
bedarfsgüter bei Ausnutzung örtlicher und innerer 
Reserven kann dem Zahlungspflichtigen in be­
stimmten Fällen eine teilweise Vergütung der Pro­
duktionsabgabe gewährt werden. Der Vergütungs­
satz je Mengeneinheit ist auf Antrag des Zahlungs­
pflichtigen durch den für ihn zuständigen Rat des 
Bezirkes — Abteilung Finanzen — nach näherer 
Bestimmung des Ministeriums der Finanzen fest­
zusetzen.

15. Der Zahlungspflichtige hat den auf den Umsatz von 
Massenbedarfsgütern entfallenden Vergütungs­
betrag auf der Grundlage des für die Mengenein- 
heit eines jeden Produktes festgesetzten Satzes 
selbst zu errechnen. Der Vergütungsbetrag ist in 
der Abrechnung für den am Schluß eines Ent­
stehungszeitraumes endenden Abrechnungszeitraum 
von dem Gesamtbetrag der errechneten Produk­
tionsabgabe abzusetzen.


